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Kleine Anfrage zur kurzfristigen schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 2 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage der Abgeordneten Birgit Butter und André Bock (CDU) 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres, Sport und Digitalisierung namens der 
Landesregierung  

Zweieinhalb Jahre „Chancen-Aufenthaltsrecht“: Wie ist die Lage in Niedersachsen? (Teil 1) 

Anfrage der Abgeordneten Birgit Butter und André Bock (CDU), eingegangen am 11.08.2025 - 
Drs. 19/8028,  
an die Staatskanzlei übersandt am 13.08.2025 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres, Sport und Digitalisierung namens der 
Landesregierung vom 27.08.2025 

 

Vorbemerkung der Abgeordneten 

Seit zweieinhalb Jahren gibt es für geduldete Ausländerinnen und Ausländer die Möglichkeit, ein 
„Chancen-Aufenthaltsrecht“ zu beantragen. Wird dieses zunächst befristete Aufenthaltsrecht ge-
währt, dann können die Ausländerinnen und Ausländer innerhalb von 18 Monaten die Voraussetzun-
gen für eine dauerhafte Aufenthaltserlaubnis erfüllen. Diese Voraussetzungen sind der Nachweis 
hinreichender mündlicher Deutschkenntnisse (A2-Niveau) sowie der überwiegenden eigenständigen 
Lebensunterhaltssicherung durch Erwerbstätigkeit. Schließlich muss die Identität geklärt sein. 

 

Vorbemerkung der Landesregierung 

Am 31. Dezember 2022 ist das „Gesetz zur Einführung eines Chancen-Aufenthaltsrechts“ in Kraft 
getreten.  

Zentraler Bestandteil der Neuregelungen war das sogenannte Chancen-Aufenthaltsrecht gemäß 
§ 104c Abs. 1 Aufenthaltsgesetz (AufenthG): Geduldeten Ausländerinnen und Ausländern, die sich 
zum Stichtag 31. Oktober 2022 seit mindestens fünf Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder 
mit einer Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet aufgehalten haben, nicht erheblich straffällig gewor-
den sind und sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland 
bekennen, sollen durch eine 18-monatige Aufenthaltserlaubnis die einmalige Möglichkeit erhalten, 
die notwendigen Voraussetzungen für ein dauerhaftes Bleiberecht gemäß § 25a AufenthG (Aufent-
haltsgewährung bei gut integrierten Jugendlichen und jungen Volljährigen) oder § 25b AufenthG (Auf-
enthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration) zu erfüllen. Dies sind insbesondere auch der Erwerb 
von hinreichenden mündlichen Deutschkenntnissen im Sinne des Niveaus A2 des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens für Sprachen und die überwiegende Lebensunterhaltssicherung 
durch Erwerbstätigkeit oder eine positive Erwerbsprognose. Ausnahmen sind möglich.  

Die niedersächsischen Ausländerbehörden wurden mit Erlass vom 30. Dezember 2022 gebeten, mo-
natlich die jeweils aktuellen Zahlen zu den bis dahin vorliegenden Anträgen sowie die positiven und 
negativen Entscheidungen mitzuteilen. 

Nachdem sich ausweislich der monatlichen Meldungen rund 1,5 Jahre nach Inkrafttreten des § 104c 
AufenthG gezeigt hatte, dass die gemeldeten Zahlen lediglich geringfügig variieren, wurde mit Erlass 
vom 10. Juni 2024 auf eine quartalsweise Meldung umgestellt, beginnend ab Juli 2024.  

Die gemeldeten Zahlen bieten einen geeigneten Überblick über das aktuelle Antrags- und Erteilungs-
geschehen zu den Aufenthaltstiteln nach § 104c AufenthG in Niedersachsen und sind daher den 
Zahlen im Ausländerzentralregister (AZR) vorzuziehen. Hierbei wird insbesondere berücksichtigt, 
dass weder die Anträge auf Erteilung des Titels, noch die Ablehnungen im AZR erfasst werden.  
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Darüber hinaus erfolgt mit der Beauftragung an die Bundesdruckerei bereits die positive Entschei-
dung über die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis. Die Eintragungen im AZR über die Erteilung werden 
erst nach Aushändigung des elektronischen Aufenthaltstitels (eAT) vorgenommen und können daher 
- insbesondere aufgrund der Bearbeitungsdauer durch die Bundesdruckerei - eine Differenz zu den 
dem Ministerium für Inneres, Sport und Digitalisierung übermittelten Zahlen aufweisen. Auch mög-
liche Wegzüge begünstigter Personen aus Niedersachsen oder Zuzüge aus anderen Bundesländern 
werden im AZR nicht abgebildet. 

Hinzuweisen ist darauf, dass eine vollständig exakte Abbildung der Zahlen im Rahmen des vorge-
nannten Meldeverfahrens nicht möglich ist. Gewisse Verzerrungen und Abweichungen der tatsäch-
lichen Zahlen, u. a. bedingt durch die fortlaufende Erfassung der Zahlen und mitunter zeitlich verzö-
gerter Rückmeldungen der Ausländerbehörden, sind dabei ebenso zu berücksichtigen wie die jewei-
lige Beratungspraxis in den jeweiligen Ausländerbehörden vor Ort. Es liegen keine näheren Erkennt-
nisse vor, inwieweit Ausländerbehörden auch im Vorfeld einer formellen Antragstellung, z. B. zum 
derzeitigen Vorliegen/Nichtvorliegen der Voraussetzungen, beraten und dadurch gegebenenfalls 
mögliche Antragsstellungen (zunächst) ausbleiben. 

Anhand der monatlichen Statistiken zum Chancen-Aufenthaltsrecht zeigt sich, dass in Niedersach-
sen bereits eine Vielzahl an Anträgen gestellt wurde, und die niedersächsischen Ausländerbehörden 
auch bereits eine Vielzahl an Entscheidungen getroffen haben. 

 

1. Wie viele Anträge auf Erteilung eines „Chancen-Aufenthaltsrechts“ wurden bisher in Nie-
dersachsen gestellt? 

Mit Stand 18.08.2025 haben die niedersächsischen Ausländerbehörden bisher 9 731 gestellte An-
träge gemeldet.  

 

2. Wie viele Anträge wurden bewilligt, mithin ein „Chancen-Aufenthaltsrecht“ erteilt?  

Von den vorgenannten Anträgen wurden bislang 8 222 Anträge positiv entschieden (Stand 
18.08.2025).  

 

3. Welche Gründe lagen im Fall einer Ablehnung, ein „Chancen-Aufenthaltsrecht“ nicht zu 
erteilen, vor? 

Mit Stand 18.08.2025 wurden insgesamt 899 Ablehnungen von niedersächsischen Ausländerbehör-
den gemeldet. 

Als wesentliche Versagungsgründe wurden die fehlende fünfjährige ununterbrochene Voraufent-
haltszeit i. S. des § 104c Abs. 1 Satz 1 AufenthG sowie strafrechtliche Verurteilungen im Sinne des 
§ 104c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AufenthG gemeldet. Als weitere Ablehnungsgründe haben die nieder-
sächsischen Ausländerbehörden das Vorliegen eines atypischen Falls im Sinne des § 104c Abs. 1 
Satz 1 AufenthG, eines Versagungsgrundes gemäß § 104c Abs. 1 Satz 2 AufenthG bzw. sonstige 
Ablehnungsgründe (z. B. laufendes Asylverfahren) angeführt. 

 

 

(Verteilt am      ) 
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